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(London), Mirza Kusljugic (Tuzla), Tihomir Loza (London), Bozidar Matic (Sarajevo), Predrag Matvejevic (Rom), José Maria

Mendiluce (Madrid), Vreni Müller-Hemmi (Zürich), Manfred Nowak (Wien), James O’Brien (Washington, DC), Zoran Pajic

(London), Zarko Papic (Sarajevo), Béatrice Pouligny (Paris), Jacques Rupnik (Paris), Christian Schwarz-Schilling (Berlin),
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Die Debatte wird von über 300 Experten geführt werden (in englischer Sprache).

Ten Years of Dayton and Beyond

Information und Anmeldung:
http://www.bosnia2005.org & bosnia2005@bluewin.ch
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Ausland

Rehn macht Bosnien Hoffnung

Zum zehnten Jahrestag des Friedensvertrags von Dayton stellt Erweiterungskommissar Olli Rehn Sarajevo 
die Annäherung an Brüssel in Aussicht.

Von Marlène Schnieper, Genf
Noch vor Ende Jahr sollte die EU Verhandlungen über ein Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen mit 
Bosnien-Herzegowina beginnen, innert dreier Jahre sollte eine Nato-Mitgliedschaft des Landes spruchreif 
sein. Das hofft der bosnische Ministerpräsident Adnan Terzic. Anlass zu so viel Optimismus hätten ihm 
jüngste Gespräche in Brüssel gegeben, erklärte Terzic am Donnerstag an einer internationalen 
Bosnien-Konferenz in Genf. EU-Erweiterungskommissar Olli Rehn äusserte sich ebenfalls zuversichtlich. 
Zwar sei die Union «ein wenig erweiterungsmüde», sagte er vor der Presse, die heutigen Mitgliedsländer 
seien aber willens, die Staaten des Westbalkans mit ins Boot zu ziehen. «Das liegt im Interesse der Stabilität 
und der Sicherheit Europas», betonte Rehn. Er erwarte, dass die EU-Kommission das Verhandlungsmandat 
für das Stabilisierungsabkommen «in den nächsten Tagen» erteile. Ein solches Abkommen gilt als erster 
Schritt zum EU-Beitritt.

Eigenverantwortung fördern
Vor dem Plenum hatte Rehn jüngste Fortschritte etwa bei der Umsetzung einer Polizeireform begrüsst. 
Danach soll eine gemeinsame Polizeitruppe aus Bosniaken, Kroaten und Serben geschaffen werden. Der 
serbische Landesteil hat sich dem bisher widersetzt. Die EU indes macht diese Reform zur Bedingung für 
die Aufnahme von Verhandlungen. Mittlerweile haben ihr die Parlamente beider Landesteile wie auch das 
Bundesparlament Bosniens zugestimmt. «Das ist eine gute Nachricht», sagte Rehn, unterstrich jedoch, dass 
das Balkanland weitere Reformen anstrengen muss, um sich der EU anzunähern. Insbesondere empfahl er 
eine Straffung der Verfassung und den Abbau von bürokratischen Barrieren. Dabei, so sagte der 
EU-Kommissar, gehe es nicht darum, den bosnischen Bürgerinnen und Bürgern etwas wegzunehmen, 
sondern ihr Gemeinwesen so zu strukturieren, dass Zusammenarbeit nach innen und aussen erleichtert und 
Eigenverantwortung gefördert werde.
Im Dezember werden es zehn Jahre her sein, dass in Paris das Abkommen von Dayton unterzeichnet 
wurde. Es beendete den dreieinhalbjährigen Krieg in Bosnien. Wie wird aus dem oberflächlich befriedeten 
Land nun ein moderner Staat? Diese Frage steht im Zentrum des zweitägigen Treffens, das von der 
Vereinigung Bosnien-Herzegowina organisiert und von Deutschland, Österreich und der Schweiz unterstützt 
wird.






